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Die Beratungsstel-
le des JZsL hat ei-

nen neuen Träger 
 
 

Üblicherweise gibt es je-
des Jahr zu Anfang die 

Rubik "was ist neu in..".  
 

Dieses Jahr trifft dies 
auch für die Beratungs-
stelle für Menschen mit 

Behinderung des Jenaer 
Zentrums für selbstbe-

stimmtes Leben behin-
derter Menschen - JZsL -  
e.V. zu.  

Seit dem 1.1.2014 ist 
"Integrativ Wohnen und 

Leben - INWOL - e.V." 
der neue Träger der Be-
ratungsstelle für Men-

schen mit Behinderung. 
Zu finden ist INWOL e.V. 

in der Bürogemeinschaft 
von Selbstbestimmt Le-
ben am Salvador-Allen-

de-Platz 11, Tel.-Nr.: 
21 93 99. Als Ansprech-

partnerin für die Bera-
tung wird weiterhin Frau 
Metzner zur Verfügung 

stehen. Leider ist der 
gewohnte Betrieb auf-

grund von Mittelkürzun-
gen nicht mehr möglich. 

Beratungen werden nur 

noch von Montag bis  
Donnnerstag nach 
Terminvergabe durch-

geführt. Diese können 
unter der o.g. Nummer 

vereinbart werden. 
 

Hintergrund ist die seit 
2009 geltende Richtlinie 
für freiwillige Leistungen 

der Stadt Jena, welche 
nicht mit mehrjährigen 

Projekten und Arbeits-
marktmaßnahmen kom-
patibel ist. 

Um aber unsere weitere 
Arbeit, insbesondere 

auch die Maßnahme „Un-
terstützte Beschäfti-
gung“, welche wir im 

Auftrag der Agentur für 
Arbeit seit 2009 durch-

führen, nicht in Gefahr 
zu bringen, sahen wir 
uns gezwungen, die Be-

ratungsstelle auszula-
gern und haben mit 

INWOL glücklicherweise 
einen kompetenten Trä-
ger gefunden. 

Danken möchten wir den 
Stadträten dafür, dass 

sie mit ihrer Stimme am 
11. Januar dem Erhalt 
dieses Angebotes für die 

Bürger der Stadt Jena 
zugestimmt haben.  
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Verena Bentele ist 

neue Behinderten-

beauftragte 

Deutschlands erfolg-
reichste paralympische 

Biathletin ist seit 16. Ja-
nuar 2014 mit einer neu-

en Herausforderung un-
terwegs. Die blinde Bi-
athletin und Skilangläu-

ferin Verena Bentele 
übernahm in Berlin das 

Amt der Beauftragten 
der Bundesregierung für 
die Belange behinderter 

Menschen. Frau Bentele 
löste auf Vorschlag von 

Bundessozialministerin 
Andrea Nahles (SPD) 
den bisherigen Amtsin-

haber, den CDU-Bun-
destagsabgeordneten 

Hubert Hüppe, ab. 

Frau Bentele war von 
1995 bis 2011 Mitglied 

der Nationalmannschaft 
im Skilanglauf und Bi-
athlon. Sie nahm an vier 

Paralympischen Spielen 
(12 x Gold) und 3 Welt- 

Weltmeisterschaften teil. 
Im Mai 2012 trat die zu-
letzt freiberufliche Refe-

rentin im Bereich Perso-
naltraining der SPD bei. 

"Ich möchte für die Bun-

desregierung ein unbe-
quemer Gesprächspart-

ner sein", sagte sie bei 
ihrer Amtseinführung 
durch Arbeits- und Sozi-

alministerin Andrea 
Nahles den sehr zahl-

reich  erschienenen Ab-
gesandten von Medien 
und Verbänden behin-

derter Menschen.                      
Verena Bentele will das 

gemeinsame Aufwachsen 
und Lernen von Kindern 
mit und ohne Behinde-

rung fördern. Dann 
könnten bald keine Be-

rührungsängste mehr 
abgebaut werden, weil 
einfach keine Berüh-

rungsängste mehr da  
seien. Mit dieser Vision 

aus eigener Erfahrung 
hat Verena Bentele eines 
ihrer wichtigsten Ziele 

genannt. Der scheidende 
Bundesbehindertenbe-

auftragte Hubert Hüppe 
will sie dabei unterstüt-

zen.                                     
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Die von Geburt an blinde 
31-jährige Frau aus 
München, die von ihren 

Eltern auf einem bayeri-
schen Bio-Bauernhof im 

Alter von drei Jahren auf 
die Ski gestellt wurde, 

wird sich auf eine völlig 
neue Loipe einstellen 
müssen. Treffsicherheit 

wie beim Schießen auf 
die schwarzen Scheiben 

"mit den Ohren" scheint 
nicht ihr Problem zu 
sein. Auf der Loipe 

brauchte sie einen ein-
fühlsamen und kundigen 

Begleitläufer. Das muss 
jetzt der Stab der Be-
hindertenbeauftragten 

im Kleisthaus leisten. 
Auf neuer Loipe und 

Schießstand wünschen 
ihr Betroffene Ausdauer 
und eine ruhige Hand.      
Quelle: kobinet-nachrichten 

 

Das wird neu 2014             

Die Elektronische 
Gesundheitskarte 
wird Pflicht 

Mitglieder der gesetzli-

chen Krankenkassen be-
nötigen bei einem Arzt-

besuch eine elektroni-
sche Gesundheitskarte 
(eGK) mit Foto und Chip. 

Die alten Kranken-Ver-
sicherten-Karten (KVK)  

haben nach Auskunft der 
Krankenkassen zum 31. 

Dezember ihre Gültigkeit 
verloren.  

Im Gesetz sind jedoch 
Ausnahmen von der Fo-

topflicht vorgesehen:  

„Kinder unter 15 Jahren 
und Versicherte, die an 

der Erstellung eines Fo-
tos nicht mitwirken kön-
nen, zum Beispiel bett-

lägerige Personen und 
Personen in geschlosse-

nen Einrichtungen, benö-
tigen kein Foto auf ihrer 

elektronischen Gesund-
heitskarte. Sie erhalten 
eine Krankenversicher-

tenkarte ohne Lichtbild. 
Betroffene Versicherte 

oder deren Angehörige 
sollten sich mit ihrer 
Krankenkasse in Verbin-

dung setzen. (§ 291 

Abs. 2 Satz 1 SGB V) 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__291.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__291.html
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Höhere Regelsätze in 
der Grundsicherung 
und Hartz IV 

9 € mehr im Monat be-
kommen ab 1. Januar 
2014 erwachsene Em-

pfänger von Sozialhilfe 
oder Hartz IV. Der Satz 

steigt von 382 auf 391 
€. Der Regelsatz für Kin-
der bis fünf Jahre steigt 

um 5 auf 229 €. Sechs- 
bis 13-Jährige bekom-

men 6 € mehr und somit 
künftig 261 €. 14- bis 
18-Jährige erhalten eine 

Erhöhung um 7 auf 296 
€. Insgesamt entspricht 

die Steigerung der Re-
gelsätze laut Bundesre-
gierung einer Erhöhung 

um 2,27 %. Seit 2011 
sind die Hartz-IV-Sätze 

um 27 € gestiegen. 

Rente                                   
Ab 2014 steigt das Ren-

teneintrittsalter um ei-
nen Monat. Das heißt: 
Wer 1949 geboren ist 

und 2014 in den Ruhe-
stand geht, muss drei 

Monate über seinen 65. 
Geburtstag hinaus arbei-
ten, wenn er die Rente 

ohne Abschlag kassieren 

möchte. Bislang musste 
nur zwei Monate länger 
gearbeitet werden. 

Pflege                                    
Für Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen wird es 

ab 1. Januar deutlich 
einfacher, Haushalts- 

und Betreuungshilfen 
aus Bulgarien oder Ru-
mänien zu beschäftigen. 

Dann gilt auch für diese 
Länder die EU-weite Ar-

beitnehmerfreizügigkeit. 
Diese macht es für EU-
Bürger möglich, ohne Ar-

beitserlaubnis auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt 

tätig zu werden.      

Pflegeheime sind ab Ja-
nuar 2014 dazu ver-

pflichtet, die Pflegekas-
sen darüber zu informie-
ren, wie sie die medizini-

sche Behandlung ihrer 
Bewohner und deren 

Versorgung mit Arznei-
mitteln sichern. Die Infos 
werden von den Kassen 

aufbereitet und für die 
Pflegebedürftigen und 

deren Angehörige im 
Internet veröffentlicht. 
Die Pflegeheime müssen 

die Daten gut sichtbar 

http://www.welt.de/wirtschaft/article122932487/Schwarzarbeit-in-der-Pflege-soll-legalisiert-werden.html
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aufhängen.                                         
Pflegeheime und Pflege-
dienste werden mindes-

tens einmal pro Jahr un-
angemeldet geprüft. Ab 

Januar 2014 wird es für  
Einrichtungen schwieri-

ger, Bestnoten zu erhal-
ten. Derzeit werden fast 
alle Heime mit "sehr gut" 

bewertet.  

Quelle: www.welt.de und 
www.mdr.de 

 

 

Mobilitäts- und 

Rollstuhltrainings-

kurse für Kinder 
und Jugendliche 
 
„Für`s Leben lernen“, 

unter diesem Motto bie-
tet der Fachbereich Kin-

der- und Jugendsport 
bundesweit Mobilitäts- 
und Rollstuhltrainings-

kurse an. Dies sind 5-
tägige Lehrgänge, in de-

nen Kinder und Jugendli-
che das Rollstuhlfahren 
und vieles andere rund 

um das Leben im Roll-
stuhl erlernen und erfah-

ren können. So werden 
Wege zu mehr Selbstbe-
stimmung und Selbst-

ständigkeit aufgezeigt.  
Die Kurse setzen an den 

Fähigkeiten der Teilneh-
mer an. Das gemeinsa-

me Erleben steht im Mit-
telpunkt.                                       
Die fünf angebotenen 

Kurse finden ab April in 
unterschiedlichen Städ-

ten statt. 
In den meisten Fällen 
übernehmen die gesetz-

lichen Krankenkassen 
einen Teil der Kosten für 

Eltern und Kind. 
 
Neugierig geworden?           

Weitere Informationen 
gibt es bei Tatjana Sieck, 

DRS-Bundeszentrale, 
Tel.: 040/ 7306-19919 
oder bei Simone 

Trimborn Hömberg, 
DRS-FB Kinder-u. Ju-

gendsport, Tel.: 02304 
23554 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 

http://www.welt.de/
http://www.mdr.de/
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Hörgerät muss 

schnell bewilligt 

werden 
 

AZ L2 R 438/13 ER vom 
04.11.2013, LSG Niedersach-
sen-Bremen 

Wenn ein Sozialversiche-

rungsträger einen Antrag 
nicht binnen der gesetz-

lichen Frist von zwei Wo-
chen an einen anderen 
Träger weiterreiche, ist 

er automatisch zur Ver-
sorgung verpflichtet. Das 

steht im Gesetz, ist aber 
leider keine gängige Pra-
xis. Krankenkassen oder 

Rentenversicherung trö-
deln und ziehen die Be-

arbeitung in die Länge, 
wie hier am Beispiel bei 
der Beschaffung eines 

neuen Hörgerätes. Nach 
einem aktuellen Urteil 

per Eilentscheid können 
sie jetzt zur sofortigen 

Versorgung gezwungen 
werden. Es verstoße ge-

gen die Menschenwürde, 
wenn Versorgungsträger 
sich gegenseitig die Zu-

ständigkeit zuschöben 
und einen Hilfsbedürfti-

gen einer Verzögerungs-
taktik aussetzen, stellte 

das Landessozialgericht 
Niedersachsen-Bremen 
fest. 

Ein Schwerhöriger aus 
Oldenburg hatte 2008 

ein neues Hörgerät bei 
der Rentenversicherung 

beantragt. Diese verwies 
auf die Krankenkasse, 
wurde 2009 aber vom 

Sozialgericht zur Be-
schaffung verurteilt. Da-

gegen ging die Renten-
versicherung in Berufung 

und meinte, so lange die 
Zuständigkeit eines an-
deren Trägers in Be-

tracht komme, lehne sie 
die Hilfe ab.  

Das Prozessverhalten 
beider beteiligten Sozial-

leistungsträger zeichnet 
sich durch eine durchaus 
auffällige Verzögerungs-

taktik aus. Ungeachtet 
der augenscheinlichen 

Dringlichkeit des zu be-
urteilenden Versor-
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gungsbedarfs hat die Be-
klagte ein Ruhen des 
Verfahrens beantragt; 

die beigeladene Kran-
kenkasse meinte sogar 

noch in der mündlichen 
Verhandlung vortragen 

zu sollen, dass sie in den 
45 Monaten seit ihrer 
Beiladung zum vorlie-

genden Verfahren noch 
keine Gelegenheit ge-

habt hat, das Anliegen 
des Klägers zu prüfen 

Quelle: OTZ Dez. 2013 + 
www.rechtssprechung.nieder-
sachsen.de (auszugsweise) 

 

 

Urteil zur Finanzie-

rung von Integra-

tionshelfern 

AZ L9SO 429/13BER 

Das Landessozialgericht 
Nordrhein-Westfalen hat 

entschieden, dass die 
Sozialhilfeträger für die 

Bereitstellung von Inte-
grationshelfern, die 
Schüler mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf 
unterstützen, verant-

wortlich sind. Dies sei 
damit einem Bericht des 
Bildungsmagazins 

„News4-teachers“ zufol-
ge keine Leistung der 

Schule, sondern des So-
zialhilfeträgers. Die Fi-

nanzierung obliegt damit 
den Kommunen. 

In einem Eilverfahren 
hatte das Gericht die 

Klage des Kreises Vier-
sen entschieden. Der 

Kreis sah sich nicht in 
der Pflicht, einen Inte-
grationshelfer für einen 

verhaltensauffälligen 
Schüler zur Verfügung 

zu stellen und für die 
Kosten aufzukommen. 
NRW-Schulministerin 

Sylvia Löhrmann will den 
Bund zu einer Kostenbe-

teiligung bei den Inte-
grationshelfern bewe-
gen, bestätigte eine 

Sprecherin dem Bericht 
zufolge.  

Quelle: kobinet-nachrichten.de 

 
 
 

 
 

 

http://www.rechtssprechung.nieder-sachsen.de/
http://www.rechtssprechung.nieder-sachsen.de/
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Ein Navi für Men-
schen mit Behin-

derung 
 
Mit dem Projekt „Mobile“ 
sind die von 

Bodelschwingschen Stif-
tungen Bethel und die 

Bielefelder Verkehrsbe-
triebe moBiel zusammen 
mit weiteren Partnern 

Teil der bundespoliti-
schen Initiative „Von Tür 

zu Tür – eine Mobilitäts-
initiative für den öffentli-
chen Personennahver-

kehr der Zukunft“. 
Ihnen geht es darum, 

besonders für ältere und 
in ihrer Mobilität einge-
schränkte Menschen den 

öffentlichen Personen-
nahverkehr besser nutz-

bar zu machen. Ein 
leicht zu bedienender 
Navigator soll jedem in-

dividuell Auskunft etwa 
über Haltestellen, Fahr-

zeiten, den Routenver-
lauf oder Umsteigever-
bindungen geben und 

das, während man un-
terwegs ist. 
„Das Navigationssystem, 

das wir entwickeln wol-
len, soll auf den speziel-

len Bedarf von Menschen 
mit geistigen, körperli-

chen oder psychischen 
Einschränkungen ausge-
richtet sein“ beschreibt 

der Betheler Projektleiter 
Prof. Dr. Michael Seidel 

das Ziel der Arbeit. Der 
Stiftungsbereich Bethel 
regional wird jetzt 15 

Menschen mit Behinde-
rung, die hier unterstützt 

werden, in das Projekt 
einbeziehen und sie 
während der Projektlauf-

zeit begleiten. 
 
Wir sind gespannt über das 

Ergebnis. 
Quelle: BeB Informationen 
Dez. 2013 
 

 
 
 

Rehabilitation in 

Zahlen, Daten und 
Fakten 
 

Kaum etwas wirkt so 

nachhaltig und einpräg-
sam wie eindrucksvolle 
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Zahlen. Hier eine kom-
mentarlose Zusammen-
stellung aussagekräftiger 

Daten, die mit Rehabili-
tation und Teilhabe im 

Zusammenhang stehen:  

* fast 17 Mio. Menschen  

der erwachsenen Bevölke-

rung in Deutschland sind 

von einer gesundheitlichen 

Beeinträchtigung betroffen 

* der für 2012 ermittelte 

Krankenstand entspricht 

einer durchschnittlich ge-

meldeten erkrankungsbe-

dingten Fehlzeit von 14,17 

Tagen je Erwerbsperson 

 

* 7 von 10 Europäern sind 

der Meinung, dass eine 

bessere Zugänglichkeit von 

Produkten und Dienstleis-

tungen das Leben von 

Menschen mit Behinderun-

gen, von Senioren und an-

deren Personen mit Prob-

lemen bei der Zugänglich-

keit sehr stark verbessern 

würde. 

 

*  der volkswirtschaftliche 

Schaden wegen Arbeitsun-

fähigkeit aufgrund psychi-

scher Verhaltensauffällig-

keiten durch Suchterkran-

kungen liegt bei etwa 1,3 

Milliarden Euro pro Jahr 

 

* für das Jahr 2015 liegt 

der prognostizierte Bedarf 

an barrierefreien Wohnun-

gen bei über 2 Mio. 

 

* jeder vierte Schüler mit 

Förderbedarf besucht in-

zwischen eine reguläre 

Schule, während es zum 

Zeitpunkt der Ratifizierung 

der UN-Konvention 2009 

noch nicht einmal jeder 

Fünfte war 

 

* im Verhältnis aller statio-

nären Leistungen zur medi-

zinischen Rehabilitation der 

Deutschen Rentenversiche-

rung betreffen 31,3 % 

Krankheiten das Muskel-

Skelett-System und das 

Bindegewebe 

 

* rund 4 Mio. Menschen in 

Deutschland sind von über 

5.000 seltenen Erkrankun-

gen und Behinderungen 

betroffen, die kaum wahr-

genommen werden 

 
Quelle: Bundesarbeitsgemein-
schaft für Rehabilitation 

 
 

 

Endoprothesenregi

ster hilft Operatio-
nen vermeiden 
 



 11 

Im April 2011 gab es 
den Startschuss für ein 
Endoprothesenregister 

(EPRD). Im Dezember 
2012 hat das EPRD in 

über 30 Kliniken den  
Probebetrieb aufgenom-

men. In diesem Register 
werden anonymisierte 
Daten von Krankenkas-

sen und Kliniken über 
den Einbau von 

Endoprothesen gesam-
melt. Diese Daten wer-
den dann wissenschaft-

lich ausgewertet. Da-
durch ist es möglich, 

mehr über die Gründe 
für sogenannte Wechsel-
operationen zu erfahren, 

bei der Endo-prothesen 
nach dem Einbau wieder 

ausgetauscht werden 
müssen. Die Ergebnisse 
sollen helfen, unnötige 

Operationen zu vermei-
den. Das ist besonders 

wichtig, da der Einbau 
von Hüft- und 
Knieendoprothesen mit 

390.000 Fällen alleine 
2009 zu den häufigsten 

Operationen zählte. 
 
Quelle: Deutsche Behinder-

tenzeitschrift 
 

 
 

Buchtipp „Mit Fin-

gerspitzengefühl – 
Biografie eines 

Blinden“ 
 
 
 

 

 

 

"Wie Sie sehen, meine 
Damen und Herren, bin 

ich blind." Mit diesem 
Satz eröffnet Keyvan 

Dahesch bisweilen mit 
feinem Vergnügen einen 
Vortrag. 

Keyvan Dahesch erreicht 
von Geburt an alles auf 

der Bühne der Blindheit - 
mit Fingerspitzengefühl 
und Beharrlichkeit. Als 

Jugendlicher kommt er 
von Teheran nach Stutt-

gart und Frankfurt a.M. 
und erlernt hier die Blin-

denschrift. Als Erwach-
sener wechselt er die 
iranische gegen die 

deutsche Staatsbürger-
schaft. 

Seine berufliche Karriere 
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führt vom Masseur über 
den verbeamteten Bür-
gerbeauftragten und 

Pressesprecher zum frei-
en Journalisten. Mit zahl-

reichen Zeitungsartikeln 
beeinflusst er gelegent-

lich die Behindertenpoli-
tik. Das sind die biogra-
fischen Brennpunkte des 

blinden Journalisten Key-
van Dahesch. 

Das Buch kostet 18 € und ist 
2013 unter ISBN 978-3-
940865-51-9 im Handel er-
schienen. 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
Die Nachricht zum Tod 

von Marianne Starke 
sitzt noch immer tief. 

Sie ist am 10. Dezember 
2013 ganz plötzlich ver-
storben. 

Mit ihr haben wir ein 
langjähriges Mitglied 

verloren.  
Marianne wird uns feh-

len.  
 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Nach langer schwerer 
Krankheit, immer auf 

Genesung hoffend, ist 
am 17. Dezember unser 

ehemaliger Kollege Tho-
mas Jahn verstorben.  
Thomas war unser 

„Brummbär“. Er hat trotz 
seiner schweren Erkran-

kung immer wieder nach 
vorn geschaut und hatte 
stets ein Späßchen auf 

den Lippen. 
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Wir werden sein Anden-
ken in Ehren halten. 

 

 


